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(2) Einer Entscheidung bedarf es nicht, wenn der Abgeiehnte die Ablehnung für begründet hält.

(3) Wird das Gericht durch Ausscheiden der abgelehnten Richter beschlußunfähig, entscheidet das 

höhere Gericht.

1.1. Ein Ablehnungsantrag muß den Namen des Ab­
gelehnten enthalten, und es müssen die Tatsachen 
mitgeteilt werden, aus denen der Befangenheits­
grund hervorgehen soll.

1.2. Ein Ablehnungsantrag ist unzulässig, wenn er 
einen der folgenden Mängel aufweist:
— Dem Ablehnenden steht kein Ablehnungsrecht 

zu;
— der Antrag ist verspätet gestellt worden;
— der Antrag nennt nicht den Namen des Abge­

lehnten;
— der Antrag gibt keinen Grund für die Ablehnung

an;
— der Antrag wiederholt nur einen bereits verwor­

fenen oder für unbegründet erklärten Ableh­
nungsantrag gegen den gleichen Richter;

— im Antrag wird das Gericht als Institution abge­
lehnt (vgl. Anm.2. zu § 156). Ein Ablehnungsan­
trag gegen den Richter und die Schöffen ist je­
doch nicht ausgeschlossen.

Die Verwerfung des Antrags als unzulässig ist vom 
Prozeßgericht (vgl. Anm. 3. zu § 134) in seiner bishe­
rigen Besetzung vorzunehmen.

1.3. Vor der Entscheidung über den Ablehnungsan­

trag hat das Gericht den Staatsanwalt zu hören (vgl. 
Anm. 2. zu § 177) und die Äußerung des Abgelehn­
ten einzuholen. Hat das Gericht über einen Ableh­
nungsantrag während der Hauptverhandlung zu 
entscheiden, berät und entscheidet es über die Zu­
lässigkeit oder Unzulässigkeit des Antrags in bishe­
riger Besetzung. Ist der Antrag unzulässig, verwirft 
ihn das Gericht. Bei Zulässigkeit des Ablehnungsan­
trags nimmt das Gericht den erforderlichen Richter­
wechsel vor und entscheidet, ob der Antrag begrün­
det ist. Wurde der Antrag als unzulässig verworfen 
oder die Ablehnung für unbegründet erklärt, ver­
kündet das ebenso wie vor der Entscheidung über 
den Ablehnungsantrag besetzte Gericht durch sei­
nen Vorsitzenden die Entscheidung und die Zusam­
mensetzung des Gerichts bei der Entscheidung und 
setzt die Hauptverhandlung fort. Hatte der Ableh­
nungsantrag Erfolg, muß das entsprechend anders 
besetzte Gericht die Hauptverhandlung von vorn

beginnen. In der neu beginnenden Hauptverhand­
lung wird der Beschluß über den Ablehnungsantrag 
verkündet. Das Gericht wird in seiner veränderten 
Besetzung vorgestellt.

1.4. Auch vor Beginn der Hauptverhandlung kann 
über einen Ablehnungsantrag (z. B. über einen im 
Ermittlungsverfahren gegen den Haftrichter gestell­
ten Ablehnungsantrag) entschieden werden, nach­
dem der Staatsanwalt (vgl. § 177) und der abge­
lehnte Richter (vgl. § 159 Abs. 1) sich geäußert ha­
ben. Die Entscheidung über den Antrag wird in ent­
sprechender Weise wie in der Hauptverhandlung 
herbeigeführt.

1.5. Ablehnung eines Einzelrichters: Liegen die Vor­
aussetzungen vor, unter denen das Gericht durch ei­
nen Richter entscheidet (vgl. Anm. 2.4. zu § 9), und 
wird seine Ablehnung beantragt, wird die Entschei­
dung über den Antrag in entsprechender Weise wie 
im Verfahren vor einem Kollegialgericht herbeige­
führt. Nachdem der Staatsanwalt angehört wurde 
und der Einzelrichter seine Äußerung zu den Akten 
niedergelegt hat, entscheidet er selbst, ob der An­
trag zulässig ist. Bei Zulässigkeit des Antrags ent­
scheidet der Vertreter des abgelehnten Richters, ob 
der Antrag begründet ist.

1.6. Die Wirkungen der Ablehnung sind die gleichen 
wie die der Ausschließung (vgl. Anm. 3. zu § 157).

2. Der Äußerung des Abgelehnten hat seine pflicht­
gemäße Prüfung vorauszugehen, ob er die im Ab­
lehnungsantrag genannten Gründe als zutreffend 
anerkennt und aus ihnen den Schluß zieht, daß 
seine Befangenheit zu besorgen ist.

3. Beschlußunfähigkeit mit der Folge der Entschei­
dung durch das höhere Gericht liegt vor, wenn die 
erforderliche Zahl von Richtern zur Entscheidung 
über die Ablehnung innerhalb der in § 218 genann­
ten Fristen an dem Gericht (im staatsrechtlichen 
Sinn), dem der Abgelehnte angehört, nicht erreicht' 
werden kann.
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